
Privatisierung ist Diebstahl! 
Die NPD fordert die Renati-
onalisierung der Energiekon-
zerne, um so der neolibe-
ralen Ausbeutungspolitik ein 
Ende zu machen.
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Der Ordnungsruf
Hier sprechen wir!
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Mitteilungsblatt der NPD-Landtagsfraktion in Mecklenburg-Vorpommern

Im Gespräch mit dem NPD-
Landtagsabgeordneten Tino 
Müller über volkstreue und 
zukunftsorientierte Familien-
politik.
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Die „hohe Politik“ macht 
sich hierzulande auch 

in ganz anderer Hinsicht 
bemerkbar. Die Globalisie-
rungs-Einrichtung „Welt-
Hande ls - O rgan isa t i on “ 
(WTO) gab der EU auf, bei 
der Reglementierung von 
jeder noch so kleinen Klei-
nigkeit nicht die „höheren 
Aufgaben“ aus dem Blickfeld 
zu verlieren. Die Welt-Zuc-
kerproduktion gehört ohne 
Wenn und Aber zu diesen.  
2006 gipfelten die Verhand-
lungen in der von EU-Agrar-
kommissaren verfügten 
„Reform der Zuckermarkt-
ordnung“ (ZMO). Ihr Kern: In 
den nächsten Jahren hat im 
EU-Europa eine Drosselung 
der Zuckerproduktion zugun-
sten von Entwicklungslän-
dern stattzufinden; geplant 
ist, sechs Millionen Tonnen 
weniger zu erzeugen. Der 
„Rückbau“ (politisch korrek-
tes Synonym für Schließung) 
soll mit „Prämien“ versüßt 
werden.

Betroffen in unserer Regi-
on: der Werksort Güstrow, 
wo seit 1883 fabrikmäßig 
Zucker produziert wird. 
Ende September 2007 
teilte die Nordzucker AG 
(Braunschweig) den Gü-
strowern mit, daß ihr Unter-
nehmen unmittelbar nach 
der 2007er Kampagne der 
Schließung anheimfallen 
würde. Betroffen: 99 Werks-
mitarbeiter und 14 Auszubil-
dende, selbstredend auch 
deren Familien und bäuer-
liche Zulieferer von Herrn-
burg bis Warin, von Saal bis 
Teterow.

Im NPD-Antrag „Zuckerfa-
brik Güstrow erhalten – EU-
Zuckermark tverordnung 
kippen!“ wurde vom Land 
u. a. gefordert, sämtliche 
Möglichkeiten zum Erhalt 
der Güstrower Fabrik aus-
zuschöpfen und sich bei der 
Bundesregierung für eine 
Aufhebung der Liberalisie-
rung des EU-Zuckermarktes 

einzusetzen. Geltend wur-
den u. a. diese Gesichts-
punkte gemacht: Sicherung 
des Lebensstandards von 
Landwirten sowie Arbeiterin-
nen und Arbeitern der Fabrik 
einschließlich ihrer Fami-
lien, „eine am heimischen 
Markt orientierte Anbaupo-
litik mit Aufrechterhaltung 
eines mengenbegrenzten 
Abnahme- und Preisgaran-
tiesystems“, Rückkehr zum 
Außenschutz des deutschen 
und europäischen Zucker-
marktes.

Aufgrund der Entschei-
dung von WTO und EU ge-
rät der Zuckersektor des 
alten Europa jetzt vollends 
in den Sumpf des globa-
listischen Verdrängungs-
Wettbewerbes hinein. Die 
Schaffenden des Nordens 
sollen nunmehr jenen stand-
halten, die „ihre“ Produkte 
unter Außerachtlassung von 
Arbeits-, Umwelt- und So-
zialstandards fertigen bzw. 

fertigen müssen. Verlierer 
sind alle: Hiesige Landwirte, 
so sie der Zuckerrübe die 
Stange halten, werden nun-
mehr weitere Wege zurück-
legen müssen – das auch 
bei ihnen vorherrschende 
Eintreten für kleinteilige 
Kreisläufe tritt in diesen trau-
rigen Tagen umso deutlicher 
hervor. Im Gegenzuge erfor-
dert das Herankarren des 
Dritte-Welt-Zuckers globale 
Transpor taufwendungen 
– Klimaschutz-Diskussionen 
geraten auf diese Weise zur 
Farce. Und: In den Drittwelt-
Staaten werden weitere Ur-
waldflächen abgeholzt, um 
Flächen für den Anbau von 
Zuckerrohr zu gewinnen, 
das zudem als (bodenfrucht-
barkeitsverzehrende) Mono-
kultur angebaut wird. 

Die Linkspartei brachte 
gleichfalls einen Antrag ge-
gen die Schließung ein, der 
durch die fehlende Benen-
nung von Roß und Reiter 

jedoch als windelweich be-
zeichnet werden muß. Land-
wirtschaftsminister Back-
haus verwechselte gar Roß 
und Reiter, indem er seinen 
Unmut allein auf die Nord-
zucker AG konzentrierte 
– Kritik an den eigentlichen 
Verursachern des Elends 
(WTO, EU) kann er als poli-
tischer Diener fremder Her-
ren wohl auch schwerlich 

üben. Wie nicht anders zu 
erwarten, lehnten die Block-
parteien den NPD-Antrag in 
Engstirnigkeit ab, wobei die 
Bemerkung des SPD-Abge-
ordneten Reinhard Dankert 
(„Das passiert“) bezeich-
nend war. Die NPD indes 
wird auch weiterhin nicht 
vor den Völker-Verskla-
vern der Globalisierung 
einknicken.

Zuweilen ist die „hohe Po-
litik“ auch in Mecklenburg-
Vorpommern zu Gast. Er-
innert sei hier an die „teu-
erste Grillparty der Welt“ 

von 2006 mit „Angie“ und 
George „Dabbelju“ Bush 
sowie natürlich an den 
G-8-Kaviar-

und Randale-Gipfel von 
Heiligendamm. Gern gibt 
da das Armenhaus BRD 
mit vollen Händen, um zu-
mindest den Hauch des 

großen Weltgeistes ein-
mal hautnah zu spüren. 
Schätzung: Gesamtkosten 
mindestens 110 Millionen 
Euro.

Globalisierung stoppen!
Heimat und 

Menschen sind keine Ware!

Laut Geschäftsordnung 
„erhalten Landtagsabge-
ordnete einen Ordnungs-
ruf, wenn sie die Würde 
und die Ordnung des 
Hauses verletzten.“ Aber 
es werden auch unabläs-
sig Ausdrücke und Re-
dewendungen willkürlich 
als „unparlamentarisch“ 
gerügt. Denn ob ein Ab-
geordneter die „Würde 
des Hauses verletzt“, liegt 
allein im Ermessen des 
Präsidenten. Und so ern-
ten unsere Abgeordneten 
für jedes unbequeme Wort 
einen Ordnungsruf. Doch 
ehrlich gesagt, die ernten 
wir gern! Denn wir sind 
unbestechlich und lassen 
uns von niemanden den 
Mund verbieten. Und so 
hielten wir den Namen 
„Der Ordnungsruf“ für 
unser Mitteilungsblatt am 
treffendsten.

Ordnungsruf? Gemeinnutz geht vor Eigennutz
NPD-Fraktion fordert: Keine 
Privatisierung der Deutschen Bahn

Die deutsche Bahn wurde 
von unserem Volk in 172 

Jahren, mit Milliarden von 
Steuergeldern aufgebaut. 
Abertausende unseres Vol-
kes haben für sie gearbeitet, 
ganze Landschaften wur-
den durch sie geprägt – die 
Deutsche Bahn ist Volksei-
gentum. Volkseigentum, das 
nun privatisiert und damit 
verschleudert werden soll.

Auch die englische Bahn 
wurde privatisiert, mit einem 
katastrophalen Ergebnis. 
Aufgrund fehlender Investi-
tionen kam es zu schweren 
Unfällen. Die privatisierte 
Netzgesellschaft Railtrack 
ging 2001 pleite und mußte 
schließlich wieder verstaat-
licht werden. Die erforder-

liche Modernisierung des 
heruntergewir tschaf teten 
Netzes kostet die britischen 
Steuerzahlenden bis zu 50 
Mrd. britische Pfund. Alle 
britischen Parteien werten 
die Bahnprivatisierung als 
Mißerfolg.

In der BRD wird ähnliches 
eintreten, denn die neuen Ei-
gentümer werden an Profit, 
nicht aber an der Daseins-
vorsorge unseres Volkes in-
teressiert sein, wozu öffentli-
ches Eigentum eigentlich ein 
Mittel ist. Streckenstillegun-
gen, Fahrpreiserhöhungen 
und mangelhafter Service 
werden die Folge sein, denn 
nur so können die neuen Be-
sitzer noch mehr und schnel-
ler Kasse machen.

Dabei sind 8 Millionen 
Haushalte in Deutschland 
ohne PKW – Tendenz stei-
gend, in Zeiten von Hartz-IV 
und Ökosteuer.  Diese Men-
schen sind auf öffentliche 
Verkehrsmittel angewiesen.   
Bei einer Privatisierung sind 
mittelfristig  6.000 bis 10.000 

Kilometer Schienennetz von 
der Stilllegung bedroht.

Der Wert des gesamten 
Konzerns inklusive 34.000 
km Trassen und 5.500 Bahn-
höfen und allem rollenden 
Material wird auf bis zu 220 
Mrd. Euro geschätzt. Der 

Verkauf stellt demnach die 
größte Form von Verschleu-
derung gemeinschaftlichen 
Vermögens in der deutschen 
Geschichte dar, denn erwar-
tet werden gerade mal 10 
Mrd. Euro an Erlösen.

DIe NPD-Fraktion for-
derte die Landesregierung 
auf, mit einer Initiative im 
Bundesrat die geplante 
Privatisierung der Deut-
schen Bahn AG zu ver-
hindern. Darüber hinaus 
sollte eine Konzeption für 
eine schienenorientierte 
Verkehrsmittelwahl sowie 
ein Entschuldungskon-
zept für die Bahn erarbei-
tet werden – Flächenbahn 
statt Hochgeschwindig-
keitsverkehr.

Der Antrag wurde unter 
fadenscheinigen Gründen 
abgelehnt, was wieder ein-
mal zeigt, daß die Blockflö-
ten der etablierten Parteien 
sich nicht dem Volkswohl 
verpflichtet fühlen.

Hartz-IV ist asozial! Die NPD-
Fraktion stellt sich gegen das 
durch Hartz-IV erzwungene 
volkszerstörende „Job-No-
madentum“.
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Mit einem Antrag zur 
W i e d e r e r r i c h t u n g 

von Meinungsfreiheit und 
Rechtsstaat ersuchte die 
NPD-Fraktion um eine Straf-
gesetzbuch-Änderung zur 
Abschaffung des sog. Volks-
verhetzungsparagraphen 
130.

Den Argumenten des Frak-
tionsvorsitzenden demokra-
tietheoretischer, juristischer 
und menschenrechtlicher 
Art verschlossen sich die 
„demokratischen Fraktionen“ 
(Blockparteien) vollkommen. 
Die anfänglich 
schlicht vor-
g e t r ag ene 
Gegenrede 
der Land-
t a g s p r ä -
s i d e n t i n 
Bretschnei-
der steiger-
te sich in ein 
hysterisches 
S t a k k a t o 
v o n 

Unterstellungen und Be-
schimpfungen. Blind vor 
Gehässigkeit glaubte 
Bretschneider in dem NPD-
Antrag erkennen zu können, 
daß die NPD „straflos zum 
Haß gegen Teile der Bevöl-
kerung“ aufstacheln „oder 
zu Gewalt- oder Willkürmaß-
nahmen gegen Menschen“ 
auffordern möchte. In einem 
Atemzug wollte Bretschnei-
der auch noch die Leugnung 
von Mord und Verbrechen 
herbeireden.

Internationale Kritik des 
§ 130

Doch darum ging es im 
Antrag überhaupt nicht. 
Vielmehr wollte die NPD-
Fraktion auf die Verhält-
nisse in der BRD-Strafju-
stiz und auf den hiesigen 
Zustand der bedrohten 
Demokratie aufmerksam 

machen. Noch 1972 
formulierte das 

Bundesver-

fassungsgericht, daß in einer 
freiheitlichen Demokratie „je-
de Meinung, auch die von et-
wa herrschenden Vorstellun-
gen abweichende, schutz-
würdig“ ist. Mittlerweile ist 
diese Rechtsauffassung 
keinen Pfifferling mehr wert. 
Vielmehr beschneidet der 
Volksverhetzungsparagraph 
massiv das Grundrecht der 
freien Äußerung. Mit har-
ten Strafen wird versucht, 
Kritiker des BRD-Regimes 
mundtot zu machen. Da-
her  kommentierte 1995 die 
Menschenrechtsorganisa-
tion „Human Rights Watch“ 
die Verschärfung des Pa-
ragraphen mit den Worten: 
„Die Gerichtsentscheidung 
schränkt auf übertriebene 
und unangebrachte Weise 
das geschützte Recht auf 
Meinungsfreiheit ein.“ 

Wir denken, die Freiheit 
eines Staates läßt sich am 
besten daran charakterisie-
ren, inwieweit es möglich 
ist, ohne Repressalien be-
fürchten zu müssen, eine 
kritische Haltung gegenüber 
anderen Meinungen vertre-
ten und frei äußern zu kön-
nen. Die heutige Politik der 
Einschüchterung und der 
Willkür lehrt jedoch, daß ge-
nau dies in der BRD nicht 
gegeben ist. Denn in unse-

rem Land gibt es Denk- und 
Forschungsverbote. In einer 
fertigen Schablone wird die 
staatlich geforderte Meinung 
vorgegeben. Um allerdings 
überhaupt etwas Leugnen 
oder Billigen zu können, 
muß man erst einmal genau 
Wissen. Doch das ist nicht 
möglich. Aus diesem Grund 
kann es nur in einem totali-
tären System eine sog. Of-
fenkundigkeit geben. Man 
denke nur einmal an das 
Mittelalter, als jeder wußte, 
daß die Erde der Mittelpunkt 
des Weltalls sei und sich die 
Sonne um sie drehe. Die-
ser Glaube war offenkundig 
– aber falsch.

Sonderrechte für Min-
derheiten

Ein weiterer Punkt, warum 
der § 130 StGB gestrichen 
werden muß ist, daß in ihm 
Minderheiten besonders ge-
schützt werden und einen 
Vorrang erhalten. Das Deut-
sche Volk dagegen genießt 
keinen gesetzlichen Schutz 
seiner notwendigen eigenen 
Lebensinteressen. Eine Het-
ze wie „Deutschland solle 
verrecken“, ist hierzulande 
nicht strafbar.

Ihr Verständnis von der 
„Weiterentwicklung der De-
mokratie“ bewiesen auch die 
Abgeordneten der Blockpar-
teien, als sie unter Applaus 
den NPD-Antrag abschmet-
terten – ein Armutszeugnis 
für die Demokratie.

BRD-Maulkorb für
Meinungs- und Forschungsfreiheit

                    NPD-Fraktion im Landtag

Abgeordnete NPD (6) FDP (7) Linke (13)

Anträge 51 21 48

Änderungsan-
träge 38 20 14

Kleine 
Anfrage

349 58 100

Große 
Anfrage 1 - -

Gesetzes-
initiativen

1 4 4

1 Jahr
NPD - die tun was!
Am Abend der Sep-

temberwahl im ver-
gangenen Jahr spuckten 
Medien und Politik Gift 
und Galle, nachdem fest-
stand, daß nach Sachsen 
nun auch in Mecklenburg 
und Vorpommern die NPD 
in den Landtag einziehen 
wird. 7,3 % der Wähle-
rinnen und Wähler hatten 
genug von Abzocke und 
Ausverkauf und machten 
ihr Kreuz bei der natio-
nalen Opposition. Sechs 
Abgeordnete der NPD 
(sc)hauen seitdem den Po-
litbonzen auf die Finger. 

Von Anfang an zeigten 
die selbsternannten „De-
mokraten“ in Blockparteien-
Manier von Schwarz bis 
Rot, daß die Demokratie 
in diesem Staat zur leeren 
Worthülse zu verkommen 
droht und sie nicht bereit 
sind, das Wahlergebnis zu 
akzeptieren. Der Wähler-
wille wurde von den Altpar-
teien von Beginn an nicht 
ernstgenommen und alle 
erdenklichen Mittel – mit 
etwas Demokratie über-
tüncht – gelangten zum 
Einsatz, um die Arbeit der 
NPD-Fraktion möglichst 
zu verhindern bzw. zu er-
schweren. So haben sich 
die Etablierten nur wegen 
der NPD eine Geschäfts-
ordnung zusammenge-
schrieben, die nicht einmal 
mehr geheime Abstim-
mungen zuläßt.

Trotz der Beschnei-
dungen, Hindernisse und 
Ausgrenzungen legte 
die NPD-Fraktion eine 

Arbeitsleistung vor, die 
nicht zu verachten ist. 
Die Bilanz kann sich se-
hen lassen:

51 Anträge
38 Änderungsanträge
349 Kleine Anfragen
1 Große Anfrage
1 Gesetzentwurf

Damit liegt die NPD im 
Vergleich mit den übrigen 
„Oppositions“-Parteien mit 
insgesamt 440 parlamen-
tarischen Initiativen nicht 
nur weit vor der FDP (103), 
sondern auch der Linken 
(166), die immerhin mit 
mehr als doppelt so vielen 
Abgeordneten im Landtag 
vertreten sind.

Es war abzusehen, daß 
es dem nationalen Ge-
genpol nicht möglich sein 
würde, Ideen und Anträge 
letztlich auch durchzu-
setzen, denn dazu feh-
len noch die Mehrheiten, 
nichts desto trotz wird die 
NPD weiterhin die Alterna-
tiven einer nationalen und 
sozialen Politik im Land-
tag aufzeigen. Kleine Er-
folge lassen sich trotzdem 
vorweisen, wenn Anträge 
erst abgelehnt und später 
durch die Blockparteien als 
Plagiat eingereicht werden. 
Aufgabe der Opposition in 
der Konkurrenzdemokratie 
ist es, die Regierung zu 
kontrollieren, zu kritisieren 
und vor allem ein Alterna-
tivprogramm anzubieten. 
Das tut die NPD-Fraktion 
und bringt damit die Herr-
schenden regelmäßig in 
Erklärungsnot.

Quelle: Parlamentsdatenbank (www.landtag-mv.de) Stand: 01.11.2007

Die nationale Fraktion im 
Schweriner Schloß en-

gagiert sich auch weiterhin 
für die Verbesserung des 
Kinderschutzes in Meck-
lenburg-Vorpommern. So 
brachte sie einen Gesetz-
entwurf  für eine verpflich-
tende Früherkennungs-
untersuchung zur Zweiten 
Lesung in den Landtag ein. 
Wie richtig sie mit ihrem 
Gesetzentwurf lag, muß 
inzwischen selbst die Lan-
desregierung zugeben. Im 
August sagte der Sozialmi-
nister Sellering, daß sein 
Ministerium momentan an 
einem Konzept zur Verbes-
serung des Kinderschutzes 
arbeite. Hauptaugenmerk 
solle eine verbindliche Früh-
erkennungsuntersuchung 

für Kleinkinder sein. Diese 
Meldung erfolgte zeitnah zur 
anstehenden Beratung des 
Gesetzentwurfes der NPD 
im Landtag. Trotz alledem 
wurde der Gesetzentwurf 
von allen anderen Landtags-
fraktionen abgewiesen. Die 
Besucher des Landtages 
wurden an diesem Tage wie-
der einmal Zeuge, wie ernst 
die Etablierten den Schutz 
unserer Jüngsten nehmen.

Blockparteien mauern
beim Kinderschutz

Gegen den zunehmen-
den Privatisierungs-

wahn positionierte sich die 
NPD-Fraktion von Mecklen-
burg-Vorpommern erneut in 
der September-Landtagssit-
zung. Mit dem Versuch der 
Renationalisierung der gro-
ßen Energiekonzerne lief sie 
gegen die neoliberale Aus-
beutungspolitik Sturm. 

Die nationale Opposition 
forderte die Landesregie-
rung auf, mit einer Bundes-
ratsinitiative einen Beitrag 
zur Überführung der vier 
großen Energieriesen E.ON, 
RWE, Vattenfall und EnBW 
in ein nationales Energieun-
ternehmen zu leisten. In der 
Antragsbegründung hieß 
es: „Die Sicherstellung der 
Grundversorgung ist Auf-
gabe des Staates. Mit der 
Eigentümerentflechtung der 
privatwirtschaftlichen Ener-
giekonzerne wird garantiert, 
daß alle Menschen in der 
Bundesrepublik finanzierba-
re Energie erhalten.“

Zeit zum Handeln scheint 
nur geboten: In der Bundes-
republik haben sich die vier 
großen Energieanbieter eine 
Vormachtstellung geschaf-
fen und steuern die Markt- 
und Preisentwicklung schon 
beinahe nach Belieben. 

Die Liberalisierung der 
Energiemärkte hat nirgends 
den gewünschten Effekt ge-
bracht, so daß die Rückfüh-
rung privatwirtschaftlicher 

Energiekonzerne in einen 
nationalen Energiekonzern 
nur geboten ist. Der natio-
nale Gegenpol an Deutsch-
lands Küste zu den Nachtän-
zern einer global-liberalen 
Kapitalgesellschaft trat (und 
tritt auch weiterhin) für eine 
einheitliche Energie-Ge-
sellschaft, die die Energie-
versorgung der gesamten 
Republik hinsichtlich der Ge-
fahrlosigkeit, Verfügbarkeit, 
Zuverlässigkeit und Versor-
gungsqualität sicher und so 
preiswert wie möglich garan-
tiert, ein. Die Unterordnung 
der Wirtschaft – und eben 
auch der Energiewirtschaft 
–  unter den Gemeinnutz ist 
nicht industriefeindlich, wie 
es von den Verfechtern des 
Kapitals gegeißelt wird, son-
dern im höchsten Maße Not-
wendigkeit. Gerade die En-
ergiewirtschaft ist in einem 
Industrieland, wie es die 
BRD ist, Grundlage des wirt-
schaftlichen und sozialen Le-
bens. Darum muß der Staat 
als Regulierungsinstrument 
in diesen Wirtschaftszweig 

eingreifen, um aus einem 
Selbstbedienungsladen für 
gewissenlose Profitmacher 
wieder einen funktionstüchti-
gen Teil der öffentlichen Da-
seinsfürsorge zu machen.

Verteuerung der Ener-
giepreise

Die Konzern-Bonzen küm-
mert das wenig. E.ON-Chef 
Wulf Bernotat ließ kürzlich 
die Maske endgültig fallen 
und meinte dreist: die Strom-
preise seien eigentlich viel 
zu billig. Und – die Preiser-
höhung kam und viele An-
bieter werden nachziehen.

Eine Welle der Empörung 
löste die Bekanntgabe der 
Erhöhung in der Öffentlich-
keit aus. Noch verdienen der 
Staat durch seine Steuerfor-
derungen am Strommarkt 
und die Konzerne selbst und 
bei den Haushalten gehen 
immer mehr Lichter aus. Mit 
der NPD-Forderung könnte 
sich jeder  Deutsche Energie 
leisten.

Energiekonzerne 
in nationale Hand!

Privatisierung
ist Diebstahl

Den sich jährenden Tag 
der deutschen Einheit 

und den Tag des Mauer-
falls nahm die NPD zum 
Anlaß, um zwei Anträge 
ins Plenum einzubringen. 
Beide mit dem Ziel, ein-
stigen DDR-Opfern ein 
Stück Gerechtigkeit wi-
derfahren zu lassen. Zum 
einen sollten Opfer von 
Zwangsadoptionen über 
den Verbleib ihrer Ange-
hörigen informiert werden, 
denn Eltern haben heute 
kein Recht mehr zu erfah-
ren, wo ihre leiblichen Kin-
der sind. Die Kinder dür-
fen es, wissen aber meist 
nicht, daß sie überhaupt 
adoptiert wurden. 

Außerdem beantragte 
die NPD-Fraktion, daß alle 
potentiell Antragsberech-
tigten auf die DDR-Opfer-
rente über die rechtlichen 
Möglichkeiten informiert 
werden. Bis heute hat 
nur rund die Hälfte der 
Betroffenen einen Antrag 
gestellt. Die Blockpar-
teien lehnten erwartungs-
gemäß beide Anträge 
ab, verstiegen sich aber 
in diesem Fall sogar da-
hin, dem Abgeordneten 
Tino Müller das Wort zu 
entziehen, weil dieser zu 
offen das DDR-Unrecht 
kritisierte. Bei der Linken 
ist die Ablehnung eines 
solchen Ansinnens sogar 
nachvollziehbar, ist diese 
doch direkter Nachfolger 
der SED mit ehemaligen 
IM´s wie Torsten Koplin 
als Abgeordnete.

DDR-Opfer

Udo Pastörs: „Der ideologiepolitisch motivierte Paragraph 130 ist ein Instrumentarium der herrschenden Klasse!“
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Herr Müller, welchen 
Stellenwert besitzt für Sie 
die Familie? 

Es sind zwar Selbstver-
ständlichkeiten, die aber 
nicht oft genug wiederholt 
werden können: Für das Fort-
kommen und das Überleben 
eines Volkes sowie für das 
Lehren der Muttersprache 
und die Vermittlung von Kul-
tur und Bräuchen ist die Fa-
milie unabdingbar. Ich meine 
die Familie, die den meisten 
von uns noch gut bekannt 
ist, also Mutter, Vater, Kin-
der. Auch das ist heutzutage 
nicht mehr selbstverständ-
lich, aber dazu später mehr. 

Diesen Grundsätzen fol-
gend, hat der Staat die 
Pflicht, der Familie jeglichen 
Schutz und größtmögliche 
Förderung angedeihen zu 
lassen. 

Die gesamte Familienför-
derung ist, wie schon ange-
deutet, zum einen aus volks-
biologischer, zum anderen 
auch aus ökonomischer 
Sicht sehr wichtig. Gera-
de letzterer Aspekt spielt ja 
in diesen Tagen in Medien 
und Politikerreden eine au-
genscheinlich große Rolle, 
wenn immer wieder vom 
Fachkräftemangel die Rede 
ist, der neben einer verfehl-
ten Schulbildungspolitik und 
dem förmlichen Wegekeln 
junger Menschen zur Arbeit 
im Ausland nicht zuletzt auch 
auf den sogenannten Gebur-
tenschwund zurückzuführen 
ist. 

Bereits jetzt tritt ihre Un-
zufriedenheit mit der offizi-
ellen Politik klar zutage …

Ja, die jetzige Parteienka-
ste vertritt internationale In-
teressen, womit von ihr eine 
ernsthafte Sozial- und Fa-
milienpolitik nicht betrieben 
werden kann. Sie lehnt die 
deutsche Nation sogar ab, 
bekennt sich zum identitäts-
losen Einheitsmenschen, zu 
Multikulti. Da ist der Schritt 
zum Widernatürlichen nicht 
weit. 

Es bleibt zu fragen, ob ihre 
Vertreter die Aufgabe darin 
sehen, unter dem Schlag-
wort der „Gleichstellung“ 
Homo-Ehen zu fördern. Un-
terstützung erfährt dieser 
auf Seele und Psyche mehr 
oder weniger schleichend 
wirkende Zersetzungspro-
zeß noch durch die Medien 
– ich sage bewußt „die Me-
dien“, nehme also die öffent-
lich-rechtlichen nicht vom 
Vorwurf aus, mit der bunt-
schillernden Propaganda 
für „Lebensabschnittspart-
nerschaften“, „Single-Kult“ 
und besagte Homo-Partner-
schaften bei denjenigen, die 
eine Familie im klassischen 
Sinne gründen wollen, das 

Gefühl zu erzeugen, Außen-
seiter zu sein. 

Die wahnwitzige neolibe-
rale Wirtschafts- und Sozial-
politik mit ihrem Wachstums- 
und Gewinnstreben und 
natürlich ihrem wachsenden 
Zwang zur Mobilität tut ein 
übriges, um Menschen, die 
eigentlich eine Familie grün-
den wollen, im wahrsten 
Sinn des Wortes müde zu 
machen. Wer ständig mit 
Druck, Hast und auch Angst 
leben muß, verfügt über al-
lerschlechteste Vorausset-
zungen für eine Familien-
gründung. 

Wer heute eine Familie 
gründet und mit ihr auch ein 
Bewußtsein verbindet, ver-
dient schon fast das Bundes-
verdienstkreuz, aber das ist 
ja offenbar für andere Perso-
nengruppen reserviert. 

SPD, Linke und auch 
CDU locken neuerdings 
mit kostenfreiem Mittages-
sen und ähnlich gelager-
ten Dingen. Ihre Meinung 
dazu?

Klingt alles gut, gleicht 
jedoch mehr einem Herum-
doktern an den Symptomen 
als neues Polit-Hobby der 
Alt-Parteien und erinnert an 
eine notdürftige Kosmetik 
ihrer deutschfeindlichen 
Politik. Wir erleben das 
in jeder Landtagssitzung 
aufs Neue: Mit Anträgen 
wie der Forderung nach 
einem Landeswettbe-
werb für mehr Kinder-
freundlichkeit versuchen 
sie sich in Pose zu set-
zen, um somit den Wäh-
lerinnen und Wählern eine 
kinder- und familienfreund-
liche Politik vorzugaukeln. 
Die Vorstöße sind populi-
stisch im negativen Sinn, 
da sie zum oben mehrfach 
genannten Kern der Sache 
nicht vordringen und wohl 
auch nicht vordringen 
wollen. 

Bei allen von Ihnen ge-
nannten Kräften handelt 
es sich um solche, die der 
Familie, wie wir sie wollen, 
faktisch adé gesagt haben 
und die um Randgruppen 
buhlen. Vornehmlich bei 
der Linken zeigt sich dies in 
höchster Formvollendung. 
Die Nachfahren der DDR-
Staatspartei sind in ihrem 
Bestreben, sich neuen Wäh-
lerschichten zu öffnen, bei 
einem wilden Sammelsurium 
angelangt: Drogensüchtige, 
Antifa-Krawalltouristen, Ho-
mosexuelle und natürlich 
Zuwanderer sollen das neue 
Wahlvolk bzw. die Mitglieder-
schaft bilden; die jetzige ist 
bekanntlich hoffnungs-
los überaltert, wird 
aber den eben-
genannten Kurs 
der Parteioberen 

mit Stirnrunzeln zur Kenntnis 
nehmen. Überhaupt ist das 
jetzige PDS-Wahlvolk in Mit-
teldeutschland im Kern na-
tional und volkstreu gesinnt 
und käme nie auf die Idee, 
nun auf einmal Homo-Ehen 
und Ähnliches mitzupropa-
gieren. 

Welche Vorstöße zur Fa-
milienförderung hat Ihre 
Partei bislang im Landtag 
unternommen?

Mir fällt da spontan der 
Gesetzentwurf ein, der 
Früherkennungs-Untersu-
chungen für Kinder bis zum 
Schuleintrittsalter zur Pflicht 
machen soll. Der Grund: 
Kinder werden noch nicht 
ausreichend genug gegen 
Vernachlässigung, Mißhand-
lung und sexuellen Miß-
brauch geschützt. Vorbild ist 
für uns eine entsprechende 
Regelung im Saarland. Des-
weiteren brachten wir 

einen Antrag auf Einrich-
tung eines Zentralregisters 
für Sexualstraftäter durch 
das Land ein. Mit dem Re-
gisterzugriff soll es Verant-
wortlichen in Sportvereinen, 
Jugend-Feuerwehren und 
anderen Organisationen, die 
mit Kinder- und Jugendar-
beit betraut sind, erleichtert 
werden, schwarze Schafe 
unter den Mitarbeitern und 
Bewerbern herauszufiltern. 
Gegen die Anrechnung von 
Kinder-Begrüßungsgeld auf 
das ALG II brachten wir ei-
nen Dringlichkeitsantrag ein. 
Desweiteren gab es noch 
eine Reihe Kleiner Anfragen 
zum Thema. 

Bislang legten Sie den 
Schwerpunkt, was die Fa-
milienförderung betrifft, 
vor allem auf den ideellen 
Rahmen. Welche materiell 
geprägten Maßnahmen se-
hen Sie vor?

Wir fordern eine Erhö-
hung des Kindergeldes als 
volkspolitische Maßnahme, 
die nur an deutsche Fami-
lien ausgezahlt werden darf. 
Das Müttergehalt soll einer 
längst fälligen Anerkennung 
des von der Frau und Mutter 
Geleisteten gleichkommen 
und dient einer Sicherung ih-
rer Altersrente. Der Weg zur 

freien Entscheidung, ob 
sie zu Hause bleibt oder 
arbeiten geht, soll der 
Frau offenstehen. 

Und nicht zu 
vergessen das 
Ehestandsdarle-
hen – nennen wir 
es ruhig so und 
lassen uns nicht 

länger auch noch 
das Vokabular vor-

schreiben: Pro Kind 
sinkt der zurückzuzah-

lende Betrag um 25 %; 
bei der Geburt des vierten 
Sprosses ist die Sache 
abgegolten.

Lassen Sie mich zum 
Abschluß noch eines 

sagen: Der von uns ange-
strebte komplette System-
wechsel setzt einen Be-
wußtseinswechsel voraus: 
weg von der familien- und 
kinderfeindlichen Streß-
gesellschaft hin zur Volks-
gemeinschaft als tragende 
Säule. In diesem Zusam-
menhang muß jedem deut-
lich werden, daß es auch 
in der Wirtschaft höchste 
Zeit für einen Wechsel ist 
– und zwar zurück zu re-
gionalen Kreisläufen, die 
in der raumorientierten 
Volkswirtschaft gipfeln. 
Die Befreiung von NATO, 

US-Bindung und EU wird 
Balsam für unsere Seelen, 
aber auch für die Staats-
kasse sein.

Die Familie:
Keimzelle des Volkes

Der Abgeordnete Tino Müller, 2-facher Familienvater, ist arbeits- und familienpolitischer Sprecher der NPD-
Landtagsfraktion. Schutz der deutschen Familie, ist eines der vorrangisten Ziele der Nationalen! 

Im Gespräch mit Tino Müller
zum Thema Familienpolitik

Zum Ansinnen der Sy-
stemparteien CDU 

und SPD, ein neues NPD-
Verbotsverfahren auf den 
Weg zu bringen, bezog 
der Abgeordnete und Jurist 
Michael An-
drejewski aus 
vornehml ich 
jur is t ischem 
B l i c k w i n k e l 
Stellung: „Das 
B u n d e s v e r -
fassungsge-
richt hat 2003 
k largeste l l t , 
daß die Spit-
zel (...) be-
reits in der 
Vorbereitungsphase eines 
Verbotsverfahrens abzu-
ziehen sind; und die be-
ginnt spätestens mit der 
öffentlichen Ankündigung, 
einen Verbotsantrag stel-
len zu wollen. Das haben 
Sie schon vor über einem 
Monat angekündigt, wobei 
es besonders ins Gewicht 
fällt, daß Herr Ringstorff zu 
dieser Zeit Präsident des 
antragsberechtigten Ver-
fassungsorgans Bundesrat 
war.“

Durch Spitzel erhalte die 
verbotswütige Seite über-
dies Einblick in die mo-
mentan entwickelte NPD-
Verteidigungs-Strategie, 
erarbeitet von maßgeb-
lichen Gremien der Partei. 

„Wenn Sie da drinnen einen 
Spitzel haben, kennen Sie 
die Grundzüge (...) bereits 
jetzt. Und das wird Ihnen 
in Karlsruhe keiner abneh-
men, daß in den Landes-

v o r s t ä n d e n 
kein einziger 
Zuträger ist.“ 
Der Abzug der 
Zuträger hätte 
längst erfol-
gen müssen. 
„Sie hätten 
vertraulich und 
nichtöffentlich 
Material und 
M e h r h e i t e n 
sammeln und 

dann den Antrag ankün-
digen (...) und sofort die 
V-Männer oder V-Frauen 
abziehen müssen. (...) Das 
war Pfusch gegen Rechts.“ 

Auch der gefährliche 
Pfusch kam zur Sprache: 
„Interessant auch, daß der 
SPD-Vorsitzende Beck 
endlich zugab, was die Si-
cherheitsbehörden noch 
2003 im Verbotsverfahren 
leugneten: Daß einge-
schleuste Spitzel sehr wohl 
zu Straftaten anstacheln 
sollen! Er schlug nämlich 
vor, die V-Leute einzufrie-
ren. Sie sollten zurück-
haltender agieren, zum 
Beispiel nicht als agents 
provocateurs; ein erstaun-
liches Geständnis.“ 

Pfusch gegen Rechts

Michael Andrejewski, MdL

Im Wahlkampf 2006 war 
der jetzige NPD-Abge-

ordnete Raimund Bormann 
von drei Männern verbal 
bedroht und sogar tätlich 
angegriffen worden. Nun 
stellte das Gericht das Ver-
fahren gegen die Gewalt-
täter gegen eine Geldbuße 
von 2.600 Euro ein.

Nach dem Gerichtsent-
scheid solidarisierten sich 
die „anständigen Demo-
kraten“ mit den Abgestraf-
ten. Von SPD-Fraktion 
über Grüne, Bund der An-
tifaschisten, DGB, Evan-
gelische Kirche bis AWO 
wurde ihnen eine „breite 
Unterstützung“ zuteil. Die 
Genannten belohnten, die 
als Akt der „Zivilcourage“ 
bezeichnete Gewalttat mit 
einer Spendenaktion.

Nicht nur dem Rechts-
verständnis nach ist dieses 
Verfahren äußerst skanda-
lös, auch aus zivilgesell-
schaftlicher Perspektive 
werfen Urteil und Reaktion 
der Schein-„Demokraten“ 
ein bezeichnendes Licht 
auf die Realitäten in der 
BRD.

Volker Schlotmann, Frak-
tionschef der SPD, hat-
te unlängst die NPD als 
„Feind“ bezeichnet. Nun 
wird deutlich, welche Mittel 

ihm gegen Menschen mit 
anderer politischer Über-
zeugung geeignet sind. Mit 
Doppelmoral kommt auch 
die Landtagspräsidentin 
daher. Allzuoft spielte sie 
sich als moralische Instanz 
auf und ließ verlautbaren, 
daß sie Gewalt in der po-
litischen Auseinanderset-
zung ablehne. Tatsächlich 
scheint ihr Gewalt zumin-
dest gegen die unliebsa-
me Opposition durchaus 
legitim und lobenswert. Mit 
der viel propagierten „De-
mokratie und Toleranz“ hat 
dieses Verhalten nichts zu 
tun. Ebenso kann hier nicht 
von Zivilcourage gespro-
chen werden.

Nach Bildungsminister 
Henry Tesch (CDU) heißt 
Zivilcourage, auch Ängste 
zu überwinden. So kann 
diese Beherztheit nicht be-
deuten, Protest in Gewalt 
umschlagen zu lassen, 
sondern mit dem „Mut der 
Wenigen“ Gesicht zu zei-
gen.

Dies macht heute die 
NPD. Sie tritt als einzige 
politische Partei für die 
selbstbestimmte Nation, 
für Tradition und Werte 
und eben auch für die im 
Grundgesetz veranker-
ten Grundrechte in einem 
volksbestimmten Staat ein.

Ist das die gepredigte Zivilcourage?

Lob und
Geld für

Gewalttat
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Der § 10 (2) Nr. 3 SGB II 
ist eine von zigtausen-

den Entscheidungs-Grund-
lagen im schwer zu durch-
dringenden juristischen 
Dschungel. Aus nationaler 
Warte indes hat sie eine 
nicht zu unterschätzende 
Bedeutung. Bietet sie doch 
„Arbeits-Agenturen“ die 
entsprechende Handhabe, 
Erwerbssuchende in einer 
Weise, die an Nötigung gren-
zen mag, zur Arbeitsaufnah-
me bzw. zum Umzug in eine 
andere Region oder gar ins 
Ausland zu drängen: „Eine 
Arbeit ist nicht allein deshalb 
unzumutbar, weil (...)  der Be-
schäftigungsort vom Wohn-
ort des erwerbsfähigen Hilf-

ebedürftigen weiter entfernt 
ist als ein früherer Beschäf-
tigungs- oder Ausbildungs-
ort.“ Mit anderen Worten: Ein 
in Ostvorpommern wohnen-
der Bau-Facharbeiter, der 
schon einmal so flexibel war, 
zur Arbeit nach Hamburg zu 
pendeln, darf nunmehr auch 
in Richtung Niederlande 
oder nach China verschoben 
werden. Auf Dauer gefährdet 
die Verschiebebahnhof-Pra-
xis im Sinne der Globalisie-
rer das Überleben ganzer 
Regionen.

Die NPD-Fraktion erfüll-
te das Wahlkampfmotto 
des Jahres 2006 („Wir blei-
ben hier, wir packen an!“) 

mit neuem Leben. Sie for-
mulierte einen Antrag mit 
dem Titel „SGB II ändern 
und ,Job-Nomadentum’ 
für unzumutbar erklären“. 

Der Abgeordnete Michael 
Andrejewski bezeichnete 
die mit § 10 (2) Nr. 3 SGB II 
verbundene Praxis treffend 
als „Kontrastprogramm zur 
Mauer“: „Damals durfte man 
nicht weggehen, heute muß 
man.“ Es herrsche, „wie der 
juristische Kommentar zum 
SGB II von Eicher und Spell-
brink dies ausdrückt, der 
grundsätzliche Zwang zum 
Job-Nomadentum. Spiel oh-
ne Grenzen für das von Ih-
nen geschaffene Prekariat“, 
verwies Andrejewski auf das 
volksvergessene Handeln 
der Systemparteien ein-
schließlich der Linkspartei. 
Neben Menschen, die das 
Land aus eigenem Entschluß 
verlassen (u. a. Ärzte), gebe 

es zunehmend Fälle, in de-
nen durch Gespräche der 
ARGEN (natürlich nicht in 
Gestalt von Schriftstücken!) 
Druck auf gerade junge 

Menschen ausgeübt werde, 
das Land zu verlassen. Zu-
gleich brachte Andrejewski 
die Folgen ins Spiel: Abwan-
derung gerade junger Frau-
en (und damit fehlende Müt-
ter!), Verluste beim sonst so 
vollmundig beschworenen 
Ehrenamt, Facharbeiterman-
gel. Die Konsequenz könne 
nur lauten: Änderung des 
SGB II „etwa mit dem Zusatz 
in § 10: Umzüge sind unzu-
mutbar, „(...) es sei denn, das 
Ausbluten des Landes ist 
politisch gewollt“. 

Offenbar ist dies von 
den Herrschenden ge-
wollt, denn die Blockpar-
teien lehnten auch diesen 
NPD-Antrag ab.

Hartz-IV-Unrecht

Mit seinen Plänen, eine 
„Blue-Card“ für auslän-

dische Fachkräfte in Euro-
pa einzuführen und darüber 
20 Millionen Einwanderer 
in den Kontinent zu locken, 
sorgte EU-Innenkommissar 
Franco Frattini europaweit 
für Diskussionen. Auch in 
Deutschland stießen die 
Pläne auf weitgehende Ab-
lehnung, allerdings nicht, 
weil die etablierten Politi-
ker plötzlich etwas gegen 
Masseneinwanderung ha-
ben, sondern weil derartige 
Dinge nach Auffassung der 
Blockparteien auf natio-
naler Ebene geregelt wer-
den müssen. 

Trotz momentaner Ab-
lehnung der „Blue-Card-
Pläne“ sah sich die NPD-
Fraktion veranlaßt, aus 
Gründen der Prävention 
einen Antrag ins Plenum 
einzubringen. Im Kon-
kreten wurde beantragt, 
daß, anstatt den Zuzug 
ausländischer Fachkräfte 
zu forcieren, eine landes-
weite Ausbildungsoffensive 
ins Leben zu rufen ist und 
zunächst die rund 140.000 
arbeitslosen Landesleute 
in Mecklenburg-Vorpom-
mern zukunftsgerecht zu 
qualifizieren sind. 

In seiner Rede wies Udo 
Pastörs darauf hin, daß der 
Antrag seiner Fraktion auch 
eine Vorsorgemaßnahme 
darstelle. Zu oft mußten 
es die Menschen dieses 
Landes erleben, daß zu-
nächst zurückgewiesene 
oder dementierte Pläne 

später klammheimlich oder 
unter anderem Namen ver-
wirklicht wurden. In seiner 
Rede prangerte Pastörs in 
gewohnt schonungslos of-
fener Art das Versagen der 
Landesregierung und ihrer 
Vorgänger an. Denn die 
Tatsache, daß in Deutsch-
land darüber diskutiert wer-
den muß, ob wir ausgebil-
dete Menschen aus Asien 
und Afrika benötigen oder 
nicht, offenbart, daß die 
Ursache in einer verfehlten 
Bildungs-, Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik zu su-
chen ist. Hier will die NPD 
ansetzen und nicht das 
Versagen und den Gebur-
tenschwund durch Men-
schen aus fernen Konti-
nenten kompensieren. 

Klargestellt wurde durch 
die NPD im Antrag auch, 
daß dem durch Frattini 
skizzierten Szenario, wo-
nach im Jahre 2050 je-
der dritte EU-Bürger älter 
als 65 Jahre alt sein wird, 
durch bevölkerungspoli-
tische Maßnahmen entge-
genzuwirken ist. Wenn jetzt 
Anreize geschaffen wür-
den, um die Deutschen in 
die Lage zu versetzen, sich 
selbst zu erhalten, kann 
der drohende Volkstod auf-
gehalten werden. 

In diesem Sinne wird die 
NPD weiterhin ihren Wäh-
lerauftrag wahrnehmen 
und beweisen, daß allein 
ihre sechs Abgeordneten  
das Prädikat „Volksvertre-
ter“ im Schweriner Landtag 
verdient haben. 

Ausbildungsoffensive
statt Masseneinwanderung

„Job-Nomadentum“
ist unzumutbar!

Mit einem Dringlich-
keitsantrag forderte 

die NPD-Fraktion den 
Landtag auf, die Piraten-
fischerei polnischer Fang-
flotten in der Ostsee zu 
verurteilen und über den 
Bundesrat umgehend die 
Bundesregierung auffor-
dern, die EU anzumah-
nen, das beschlossene 
Fangverbot für die Repu-
blik Polen unverzüglich 
durchzusetzen.

Skandalös: Auch dieser 
Antrag, der für die deut-
schen Fischer von enor-
mer Wichtigkeit gewesen 
wäre, wurde abgelehnt. 
„Man würde sich längst 
um alles kümmern“, lau-
tete die ewig gleichklin-
gende Ausrede.

Daß dem nicht so ist, 
zeigen die neuen Fang-
quoten der EU. Demnach 
wurde die Fangqoute für 
Dorsch in der westlichen 
Ostsee um 28% und in 
der östlichen um 5%  ge-
kürzt. Und das, obwohl 
eindeutig die Polen den 
Dorsch überfischen und 
sich schon an die alte 
Regelung nicht gehalten 
haben. Die Polen fischen 
weiter „auf Teufel komm 
raus“, und wir sind wieder 
einmal die Dummen. Ein 
deutscher Fischer sagte 
dieser Tage zu den Medi-
en zu recht, „die da oben 
in Brüssel machen uns 
fertig“.

Polnische 
Piratenfischerei

In Zeiten des globalisti-
schen Hochkapitalismus 

spielt auch der Wald die 
bloße Rolle einer Ware. 
Vornehmlich chinesische 
Geschäftsleute sind es, die 
unter Duldung der System-
politik ganze Wälder aufkau-
fen, um den „Rohstoffhun-
ger“ des industriell starken, 
aber einer katastrophalen 
Umweltpolitik unterworfe-
nen „Reiches der Mitte“ zu 
befriedigen. Der Bund der 
Forstleute sieht in großflä-
chigen Verkäufen die Gefahr 
negativer Auswirkungen auf 
Waldbau und heimischen 
Holzmarkt sowie einer Be-
einträchtigung der ökologi-
schen und sozialen Funktio-
nen des Waldes.

Die NPD-Fraktion fragte 
nunmehr bei der Landes-
regierung an, inwieweit ihr 
Erkenntnisse über vollzoge-
ne und geplante Käufe von 
Wäldern in M-V vorlägen. 

Die Antwort: „Ja, derartige 
geschäftliche Aktivitäten 
ausländischer Investoren 
sind ... bekannt. Es liegen 
jedoch keine näheren Infor-
mationen zur Größe und La-
ge verkaufter Waldflächen 
vor.“ Man bekenne sich zum 
„offenen und internationalen 
Markt“, mit anderen Worten: 
zum Freihandels-Anarchis-
mus.

„Der eigentliche Skandal 
besteht für mich darin, daß 
in der Antwort gesagt wird: 
Eigentlich ist’s egal, wer das 
Holz nunmehr hat. Diese Art 
von Weltbürgertum lehnen 
wir ab; deutscher Wald ge-
hört in deutsche Hände“, er-
klärte Udo Pastörs. Die BRD, 
waldreichster Staat Europas, 
ist dabei, Verfügungsgewalt 
und Steuerungsmöglichkei-
ten über ein weiteres we-
sentliches Gut mir nichts, dir 
nichts über Bord zu werfen.

Deutscher Wald gehört 
in deutsche Hände

Bei der Neuregelung des 
Landeswassergeset-

zes, das in diesen Tagen 
im Landtagsausschuß für 
Agrarfragen durchgeboxt 
wurde und im November 
im Landtag auf der Tages-
ordnung steht, wird sich die 
NPD-Fraktion dagegen aus-
sprechen. 

Kernpunkt der Reform ist 
die Verringerung der Was-
serabstandsregelung. In 
der neuen Fassung könnte 
dann der Abstand der land-
wirtschaftlichen Düngung zu 
Gewässern von bisher 7 m 
auf nur noch 3 m verringert 
werden. 

Die SPD/CDU-Koalition 
beabsichtigt, die Reglung 
im Sinne der Steigerung der 
landwirtschaftlichen Pro-
duktion und damit des Pro-
fits abzunicken und nennt 
das Chancengleichheit. Das 
Verwerfliche: Eine Überprü-
fung auf eine zu erwartende 

Gefährdung der Wasser-
qualität durch die vermehrte 
Schadstoffeinfuhr – auch 
Trinkwasser und Ostsee 
werden davon betroffen sein 
– wird als zweitrangig er-
achtet und einfach nebenbei 
betrieben. Es wird also von 
den Blockparteien bewußt 
eine mögliche Vergiftung 
von Mensch und Natur in 
Kauf genommen. Ein derart 
unverantwortliches Handeln 
nach der Devise, wenn das 

Neuregelung des Wassergesetzes
Kind in den Brunnen gefal-
len ist, versuchen wir es ir-
gendwie wieder herauszufi-
schen, oder es ersäuft eben, 
wird hier die Kapitalmehrung 
über die Interessen von Volk 
und Heimat gestellt.

Wir von der NPD fordern: 
Erst auf die Folgewirkung 
und Verträglichkeit überprü-
fen, dann Gesetze beschlie-
ßen – Denn: Volkes Wohl hat 
Vorrang!


